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Sachgebiet 82  

Deutscher Bundestag 
9. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf  eines Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
im Jahr 1983 
- Drucksache 9/1730 - 

zu den von den Fraktionen der SPD und FDP sowie der Bundesregierung eingebrachten 

Entwürfen eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung 
und von anderen Vorschriften (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 6. RVÄndG) 
— Drucksachen 9/1957, 9/1991 — 

zu den von den Fraktionen der SPD und FDP sowie der Bundesregierung eingebrachten 

Entwürfen eines Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 
(SVÄG 1982) 
— Drucksachen 9/1958, 9/1997 — 

A. Problem 

Die noch von der früheren Bundesregierung der Regierungs-
koalition von SPD und FDP sowie den Fraktionen der SPD 
und FDP eingebrachten Gesetzentwürfe hatten die Zielset-
zung 
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— Anpassung der Renten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der Altershilfe für Landwirte (Entwurf eines 
Rentenanpassungsgesetzes 1983) 

— Verbesserung der Voraussetzungen für eine Bewältigung 
des Strukturwandels und einen höheren Beschäftigungs-
stand; Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Systeme der 
sozialen Sicherung unter schwierigen wirtschaftlichen 
Bedingungen; sozial ausgewogene Verteilung der Lasten 
der erforderlichen Anpassung (Entwurf eines 6. Renten-
versicherungs-Änderungsgesetzes) 

— Maßnahmen zur finanziellen Entlastung der Kranken-
versicherung (Entwurf eines Sozialversicherungs-Ände-
rungsgesetzes 1982). 

B. Lösung 

Die o. g. Gesetzentwürfe der alten Koalition sind im Hinblick 
auf die Beschlußfassung über die von den neuen Koalitions-
fraktionen der CDU/CSU und FDP sowie der Bundesregie-
rung eingebrachten Gesetzentwürfe eines Haushaltsbegleit-
gesetzes 1983 — Drucksachen 9/2074, 9/2140, 9/2283 — für 
erledigt zu erklären. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP sowie der neuen 
Bundesregierung eingebrachte Entwürfe eines Gesetzes zur 
Wiederbelebung der Wirtschaft und Beschäftigung und zur 
Entlastung des Bundeshaushalts (Haushaltsbegleitgesetz 
1983) — Drucksachen 9/2074, 9/2140 — (Artikel 17 bis 35 dieser 
gleichlautenden Gesetzentwürfe enthalten u. a. sozialpoliti-
sche Regelungen zu den Bereichen Rentenversicherung und 
Altershilfe für Landwirte, Krankenversicherung sowie Ar-
beitsförderungsgesetz) 

Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses zum Haus-
haltsbegleitgesetz 1983 — Drucksache 9/2283 — (Artikel 17 
bis 35) 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 1983, — Drucksache 9/1730 — aufgrund der 
Beschlußfassung zum Haushaltsbegleitgesetz 1983 — Drucksache 9/2283 — 
für erledigt zu erklären; 

2. die Entwürfe eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzli-
chen Rentenversicherung und von anderen Vorschriften (Sechstes Renten-
versicherungs-Änderungsgesetz — 6. RVÄndG) — Drucksachen 9/1957, 
9/1991 — aufgrund der Beschlußfassung zum Haushaltsbegleitgesetz — 
Drucksache 9/2283 — für erledigt zu erklären; 

3. die Entwürfe eines Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 
(SVÄG 1982) — Drucksachen 9/1958, 9/1997 — aufgrund der Beschlußfassung 
zum Haushaltsbegleitgesetz 1983 - Drucksache 9/2283 - für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 2. Dezember 1982 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) 

Vorsitzender 

Dr. George 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. George 

Der Deutsche Bundestag hatte den von der Bundes-
regierung der früheren Regierungskoalition von 
SPD und FDP eingebrachten Entwurf eines Ren-
tenanpassungsgesetzes 1983 (Drucksache 9/1730) 
sowie die von den früheren Koalitionsfraktionen 
der SPD und FDP eingebrachten Entwürfe eines 
6. Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes (Druck-
sache 9/1957) und eines Sozialversicherungs-Ände-
rungsgesetzes 1982 (Drucksache 9/1958) in seiner 
112. Sitzung am 10. September 1982 in erster Le-
sung beraten. Die gleichlautenden von der früheren 
Bundesregierung erstellten Entwürfe eines 
Sechsten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes 
(Drucksache 9/1991) und eines Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes 1982 (Drucksache 9/1997) waren 
in der 125. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
28. Oktober 1982 in erster Beratung an die zuständi-
gen Ausschüsse überwiesen worden. 

Sämtliche vorgenannten Gesetzentwürfe waren 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder-
führend sowie dem Haushaltsausschuß mitbera-
tend und gemäß § 96 GO überwiesen worden. Fer-
ner waren die Gesetzentwürfe den folgenden weite-
ren Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen wor-
den: der Entwurf eines Rentenanpassungsgesetzes 
1983 dem Ausschuß für Wirtschaft; die Entwürfe 
eines Sechsten Rentenversicherungs-Änderungsge-
setzes dem Innenausschuß, Verteidigungsausschuß, 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit so-
wie dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau; die Entwürfe eines Sozialversiche-
rungs-Änderungsgesetzes 1982 dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hatte in seiner Sitzung am 28. Mai 
1982 zum Entwurf eines Rentenanpassungsgesetzes 
1983 Stellung genommen. Dagegen hat er in seiner 
Sitzung am 8. Oktober 1982 — im Hinblick auf den 
zwischenzeitlich erfolgten Regierungswechsel und 
auf zu erwartende Gesetzesinitiativen der neuen 
Regierungskoalition von CDU/CSU und FDP — von 
Stellungnahmen zu den von der alten Koalition 
stammenden Entwürfen eines Sechsten Rentenver-
sicherungs-Änderungsgesetzes und eines Sozialver-
sicherungs-Änderungsgesetzes 1982 abgesehen. 

Die neuen Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und 
FDP haben am 11. November 1982 einen Gesetzent-
wurf zur Wiederbelebung der Beschäftigung der 
Wirtschaft und zur Entlastung des Bundeshaus-
halts — Haushaltsbegleitgesetz 1983 — (Drucksa-
che 9/2074) in erster Lesung im Deutschen Bundes-
tag eingebracht, der u. a. auch einen sozialpoliti-
schen Teil (Artikel 17 bis 35) enthält. Dieser sozial-
politische Teil des Haushaltsbegleitgesetzentwurfs 
1983 umfaßt insbesondere teils übereinstimmende, 
teils abweichende Regelungen zu den gleichen Be-
reichen, die Gegenstand der o. g. Gesetzentwürfe 
der alten Koalition waren. Der Haushaltsbegleitge-

setzentwurf 1983 wurde insgesamt — einschließlich 
des sozialpolitischen Teils — federführend dem 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Im Hinblick auf diese Sachlage haben die mitbera-
tenden Ausschüsse davon abgesehen, zu den o. g. 
sozialpolitischen Gesetzentwürfen der alten Koali-
tion von SPD und FDP Stellungnahmen gegenüber 
dem für diese Entwürfe federführenden Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung abzugeben. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seinen Sitzungen am 24. November sowie 1. und 
2. Dezember 1982 seine Mitberatung zum sozialpoli-
tischen Teil des Haushaltsbegleitgesetzentwurfs 
1983 der Fraktionen der CDU/CSU und FDP sowie 
seine federführende Beratung zu den o. g. sozialpo-
litischen Gesetzentwürfen der alten Koalition 
durchgeführt. Am 24./25. November 1982 hat im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung eine öffent-
liche Anhörung von Verbänden und Sachverständi-
gen zu dem Gesamtkomplex dieser Gesetzentwürfe 
stattgefunden. In seiner Sitzung am 2. Dezember 
1982 hat der Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung nach der Beschlußfassung über sein mitbera-
tendes Votum zum Haushaltsbegleitgesetzentwurf 
1983 der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ein-
stimmig beschlossen, die Gesetzentwürfe der alten 
Koalition für erledigt zu erklären. 

Die Fraktion der SPD hat im Laufe der Beratungen 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnùng erklärt, 
daß die o. g. Gesetzentwürfe der alten Koalition von 
ihr hinsichtlich bestimmter, insbesondere der fol-
genden beiden Einzelpunkte nicht mehr getragen 
würden: Die im Entwurf eines Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes 1982 als Koalitionskompromiß 
vorgesehene Selbstbeteiligung der Versicherten bei 
Krankenhausaufenthalt und Kuren werde von der 
SPD-Fraktion entsprechend ihrer Grundüberzeu-
gung abgelehnt. Ferner dürften die im Entwurf 
eines Sechsten Rentenversicherungs-Änderungsge-
setzes vorgesehenen individuellen Rentenver-
schlechterungen für längerfristig Arbeitslose nicht 
hingenommen werden. Deshalb sei die SPD-Frak-
tion dazu bereit, entsprechend der in der Begrün-
dung des Haushaltsbegleitgesetzentwurfs 1983 ent-
haltenen Absichtserklärung der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP die Neuordnung der Bewertung 
beitragsloser Zeiten einer späteren Regelung vorzu-
behalten. Im übrigen hat die SPD-Fraktion ihre 
Auffassung als jetzige Opposition nicht unter Be-
zugnahme auf die überholten Gesetzentwürfe der 
alten Koalition von SPD und FDP, sondern in Form 
von Änderungsanträgen zum sozialpolitischen Teil 
des Haushaltsbegleitgesetzentwurfs 1983 der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP vorgelegt. 

Zum Gegenstand und Ergebnis der Mitberatung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zum 
sozialpolitischen Teil — Artikel 17 bis 35 — des 
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Haushaltsbegleitgesetzentwurfs 1983 der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP (Drucksache 9/2074) 
wird auf die Beschlußempfehlung und den Bericht 
des hierfür federführenden Haushaltsausschusses 
verwiesen (Drucksachen 9/2283, 9/2290). 

Bonn, den 10. Dezember 1982 

Dr. George 

Berichterstatter 








